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Kostenbremse im
Gesundheitswesen
Ständerat Die Idee stammtvon
Nationalrätin Ruth Humbel. In
der Frühjahrssession hatte sie
den Nationalrat von einer Kos-
tenbremse im Gesundheitswe-
sen überzeugt. Der Ständerat
wollte im letztenDezember je-
dochnichts davonwissen, kam
nun aber auf seinen Entscheid
zurück und sprach sich dafür
aus. Der Vorschlag sieht vor,
dass Leistungserbringer und
Versicherer ein gemeinsames
Monitoring zu den Gesund-
heitskosten einführen. Steigen
diese auf unerklärbare Weise,
müssenTarifpartner eingreifen
und Korrekturmassnahmen
treffen. Ausgenommen ist der
medizinisch-technische Fort-
schritt wie auch soziodemo-
grafische und politische Ent-
wicklungen.Allerdingsmöchte
der Ständerat nicht, dass Bund
und Kantone eingreifen, wenn
die Tarifpartner nicht einig
werden. (rwa)

Dochhärtere
Strafen fürRaser
Nationalrat Der Druck war zu
gross: Der Nationalrat will die
harten Strafen für Raserdelikte
nundoch imGesetzbelassen.Es
ist eine bemerkenswerte Kehrt-
wende. Das Parlament hatte
eigentlichbeschlossen,dieMin-
deststrafe von einem Jahr Ge-
fängnis für Raser zu streichen.
Auch der Führerausweisentzug
von mindestens 24 Monaten
sollte auf 12 Monate verkürzt
werden.DenndiestarrenGrenz-
werte führten zu unverhältnis-
mässigenStrafen.DerEntscheid
sorgte für einen Aufschrei. Die
Stiftung für Verkehrssicherheit
RoadcrossdrohtemitdemRefe-
rendum–undsosinddiebürger-
lichen Befürworter zurückgeru-
dert. Der Nationalrat fällte den
Entscheid stillschweigend. Die
Chancen für den Kompromiss
stehen gut. Er sieht vor, dass ein
Raserdelikt weiter mit einer
Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr bestraft wird. Aller-
dings soll esAusnahmengeben:
Einemildere Strafe ist möglich,
wennderRasernichtwegenVer-
kehrsdelikten vorbestraft ist
oder wenn die Geschwindig-
keitsübertretung «aus achtens-
werten Gründen» begangen
wurde–alsoetwabei einemme-
dizinischenNotfall. (chm)

Eizellenspendesoll erlaubtwerden
Politik undWissenschaft bezweifeln, dass es in der Schweiz genügend freiwillige Spenderinnen gebenwird.

Chiara Stäheli

AngenommeneinPaarwünscht
sich ein Kind, doch die Frau
kannaufnatürlichemWegnicht
schwangerwerden. IstderMann
unfruchtbar, kann das Paar auf
die hierzulande legale Samen-
spendezurückgreifen.Liegthin-
gegendieUrsachedes unerfüll-
tenKinderwunschsbeiderFrau,
so muss das Paar entweder da-
mit klarkommen, keine Kinder
kriegen zu können, oder es reist
für eineEizellenspende insAus-
land – besonders beliebt sind
Spanien, Tschechien und Ita-
lien. Das sind zumindest heute
dieOptionen.

Bald soll sich das ändern.
DerStänderathatnachdemNa-
tionalrat gestern einer Motion
zur Legalisierung der Eizellen-
spende mit 22 zu 20 Stimmen
denkbar knapp zugestimmt.
Künftig sollen also Paare, bei
denen die Frau unfruchtbar ist,
für eine Eizellenspende nicht
mehr ins Ausland reisen müs-
sen, sondern in der Schweiz be-
handelt werden können. Sowill
es die Mehrheit im Parlament.
Nun ist der Bundesrat am Zug:
Ermuss indenkommendenMo-
naten ein entsprechendes Ge-
setz dazu ausarbeiten.

WerdendieSpenderinnen
ausgebeutet?
Für Diskussionen sorgte in der
kleinenKammerunter anderem
der Aspekt der Freiwilligkeit.
Mitte-Ständerätin Andrea
Gmür-Schönenberger bezwei-
felt, dass es hierzulande genü-
gend Frauen gibt, die freiwillig
und ohne Entgelt ihre Eizellen
spendenwürden.«VonLändern
wieNorwegen oder Österreich,
in denen die Eizellenspende
ebenfalls zugelassen wurde, ist
bekannt, dassnicht ausreichend
inländische Spenderinnen zur
Verfügung stehen.»Schliesslich
sei eine Spende ein «körperlich
invasiverundpotenziell gesund-
heitsgefährdender Eingriff», so
die Luzernerin. Und weiter:
«Der Kinderwunsch eines Paa-
res darf nicht dazu führen, dass
Frauen aus finanzieller Not ge-
sundheitliche Risiken auf sich
nehmenmüssen».

Die Befürworter hingegen
betonten in der Debatte, dass
mitderAnnahmederMotion le-

diglich «der politische Wille»
signalisiertwerde,«alle offenen
Fragen zur Legalisierung der
Eizellenspende zu klären und
die Rahmenbedingungen fest-
zulegen»,wieesderZugerFDP-
Ständerat MatthiasMichel aus-
drückte.

Es gehe bei diesem Grund-
satzentscheid noch nicht dar-
um, die Detailfragen zu disku-
tieren, bekräftigt GLP-Natio-
nalrätin und Urheberin des
Vorstosses,KatjaChrist, aufAn-
frage.«DerBundesratmussnun
gemeinsam mit Wissenschaft,
Ethik, Recht und Medizin ge-
setzliche Grundlagen erarbei-
ten, die wir dann im Parlament

konkret diskutieren können»,
so die Basler Politikerin.

Diemeistenspenden,weil
siegutesGeldverdienen
Eine, die sich seit Jahrenmitder
Eizellenspendeundderen trans-
nationalerBedeutungauseinan-
dersetzt, istLauraPerler.DieSo-
zialanthropologin forscht am
Geographischen Institut der
UniversitätBernunter anderem
zu den Gründen, die Frauen zu
einerSpendebewegen.«Unsere
Forschung zeigt, dass die finan-
zielleEntschädigungein zentra-
les Motiv ist für die Spenderin-
nen», erklärt Perler. Es komme
nur sehr selten vor, dass eine

Frau aus rein altruistischen
GründenEizellen spende.Gera-
de in Ländern wie Spanien sei
viel eher dieAussicht auf ein lu-
kratives Entgelt ausschlagge-
bend. Dort erhält eine Frau pro
Eizelle bis zu 1000Euro.

«Sollte es inder Schweiz tat-
sächlich zu einer Legalisierung
kommen, dann wird das Ange-
bot an Eizellen massiv kleiner
sein als die Jahr für Jahr steigen-
de Nachfrage», prognostiziert
Perler. Denn die Bereitschaft
für eine Spende sei gerade bei
Frauen mit gesichertem Ein-
kommen sehr gering. Daher
müsse auch diskutiert werden,
ob der Import von Eizellen er-

laubtwerden soll odernicht. Ein
Punkt, der bis dato stark um-
stritten ist. Insbesondere, weil
der oft kritisierte «Reproduk-
tionstourismus» damit nicht
verhindert, sondern imGegen-
teil gefördert würde.

Bundesratmuss
offeneFragenklären
Das weiss auch der Bundesrat.
Er steht vor einer schwierigen
Aufgabe. Gemäss Motionstext
muss er «eine gesetzliche
Grundlage schaffen und Rah-
menbedingungen festlegen, um
die Eizellenspende für Ehepaa-
re zuermöglichen».Zudemsoll
die Regierung «in einer Road-
map alle offenen Fragen zum
Sachverhalt thematisieren».

Davon gibt es zuhauf: Wie
vieleEizellendarf eineFrauma-
ximal spenden?Gibt es eine Al-
tersgrenze fürdieFrauen?Bleibt
die Spenderin anonym? Wer
zahlt den Eingriff? Wird die
Spenderin entschädigt? Wer
kommt für allfällige Folgeschä-
den auf? Bis also in der Schweiz
die erste Eizellenspende legal
erfolgen wird, dürfte es noch
eine Weile dauern. Sofern es
dennüberhaupt soweit kommt.

GegenvorschlagzurGletscher-Initiative:EsgehtumjedeStimme
AmDonnerstag entscheidet der Ständerat, ob er eineMilliarde für den Ersatz vonHeizungsanlagen spricht – oder zwei wie derNationalrat.

Othmar vonMatt

Economiesuisse plädiert beim
indirekten Gegenvorschlag zur
Gletscher-Initiative für die Lö-
sungdesNationalrats.Dasüber-
rascht. Denn der Nationalrat
sieht für den Ersatz von Hei-
zungsanlagen zwei Milliarden
Frankenüberzehn Jahrevor.Die
Ständeratskommissionwill aber
nur eineMilliarde sprechen.

«Im Sinne eines pragmati-
schenKompromisses empfiehlt
Economiesuisse, den national-
rätlichenVorschlagzuunterstüt-

zen», schreibt der Verband im
Sessionsbrief. «Wir haben be-
fürchtet, dass Economiesuisse
der Ständeratskommission fol-
gen könnte», sagt Sophie Fürst,
Co-Kampagnenleiterin der
Gletscher-Initiative.Es sei«sehr
erfreulich», dassdas anders sei.

Schwenkt der Ständerat am
Donnerstag auf die Lösung des
Nationalrats ein,will derVerein
dieGletscher-Initiative bedingt
zurückziehen. Dafür dürfe die
kleine Kammer den indirekten
Gegenvorschlag des National-
rats aber«nicht abschwächen»,

betont Fürst. «Wir setzen uns
für diesenKompromiss ein.»

Im Ständerat kündigt sich
ein enges Rennen an. Damian
Müller (FDP) und Othmar
Reichmuth (Mitte) haben zwei
Minderheitsanträge einge-
bracht. Sie wollen auf zwei Mil-
liarden gehen, das Geld aber
nicht nur für Heizungsanlagen
einsetzen, sondernauch fürGe-
bäudesanierungen.Recherchen
zeigen: Eswird äusserst eng bei
der Frage, ob der Ständerat für
eine oder zwei Milliarden vo-
tiert. Entscheidend dürfte die

Mitte sein mit ihren 14 Sitzen.
Und nach zwei Diskussionen in
der Ständeratsgruppe wurde
klar, dass sich sechs oder sogar
siebenStänderatsmitglieder für
zwei Milliarden aussprechen.
Zusammen mit acht SP-Vertre-
tern, fünf Grünen, drei FDP-
VertreternundeinemSVP-Stän-
derat kämen die Befürworter
der zwei Milliarden auf 23 von
46 Stimmen. Es geht am Don-
nerstag um jede Stimme.

Pirmin Bischof, Gruppen-
chefderMitte-Fraktion imStän-
derat, ist für eineMilliarde.«Mit

diesen zwei Milliarden für den
Ersatz von Heizungsanlagen
gibt es zwei Risiken», sagt er.
«Erstens könnte es zu grossen
Mitnahmeeffekten kommen.
Und zweitens dürfte die Nach-
frage das Angebot übersteigen,
womit auchdiePreise steigen.»
AuchdieMitte-StänderäteBeat
Rieder undDaniel Fässler spre-
chen sich aus finanzpolitischen
Gründen für eineMilliarde aus.
Heidi Zgraggen sagt, ihre Posi-
tion sei noch offen. Othmar
Reichmuth betont, er sehe die
finanzpolitischen Argumente

gegendie zweiMilliarden.Doch
er argumentiere energiepoli-
tisch: «Wir gehen sehr weit bei
derFörderungdererneuerbaren
Energien.» Deshalb brauche es
auch deutliche Schritte bei der
Energieeffizienz.

IsabelleChassot spricht sich
wie Stefan Engler für zwei Mil-
liarden aus. «Sollte es bei einer
Milliarde bleiben, hoffe ich auf
einen Kompromiss von 1,5 Mil-
liarden – und dass sich die Ini-
tianten den Rückzug ernsthaft
überlegen. Es braucht von allen
Kompromissbereitschaft.»

So funktioniert
die Eizellenspende

Bei einer Eizellenspende spen-
det eine Frau freiwillig eine oder
mehrere ihrer Eizellen an die
Wunschmutter. Vorgängig wer-
den die Zyklen der beiden Frau-
en mit einer Hormontherapie
aufeinander abgestimmt. Sind
die Eizellen reif, werden sie der
Spenderin – meist unter Narko-
se – entnommen. Anschliessend
werden sie mit den Spermien
des Partners künstlich befruch-
tet und in die Gebärmutter der
Patientin eingeführt. Die Erfolgs-
quote der Eizellenspende liegt
bei sofortigem Transfer der Ei-
zellen bei etwa 50 Prozent. Wer-
den die Eizellen nach der Ent-
nahme tiefgefroren und später
wieder aufgetaut, liegt die Er-
folgsquote etwas tiefer. Fachleu-
te gehen davon aus, dass jähr-
lich mindestens 500 Schweize-
rinnen für eine Eizellenspende
ins Ausland reisen. (chi)

Die gespendete Eizelle wird mit den Spermien des Partners künstlich befruchtet. Bild: Getty


